
(2) Verfügt ein Ehegatte ohne die erforderliche Zu­
stimmung des anderen Ehegatten über Gegenstände des 
gemeinsamen Vermögens, so ist die Verfügung wirk­
sam, es sei denn, daß der Erwerber das Fehlen der 
Zustimmung kannte oder kennen mußte.

§ 20
Bei Beendigung der Ehe erhält jeder Ehegatte die 

Hälfte des gemeinsamen Vermögens. Über die Ver­
teilung entscheidet, falls eine Einigung nicht zustande 
kommt, das Gericht unter Berücksichtigung der 
Lebensverhältnisse der Beteiligten. Es kann insbeson­
dere einem der Ehegatten das Alleineigentum an be­
stimmten Gegenständen gegen Erstattung des anteiligen 
Wertes an den anderen zusprechen.

§ 21
Die Vermögensgemeinschaft kann auf Antrag eines 

Ehegatten durch das Gericht aufgehoben werden, wenn 
es zum Schutze seiner Interessen erforderlich ist, ins­
besondere wenn sich die Ehegatten trennen, sofern dies 
die Lösung der ehelichen Gemeinschaft bezweckt oder 
zur Folge hat.

§ 22 
Ausgleichung

War eine Ehefrau durch die Erfüllung ihrer Pflich­
ten als Hausfrau und Mutter nicht oder nur in gerin­
gem Maße in der Lage, durch berufliche Tätigkeit einen 
Arbeitsverdienst zu erzielen, so kann ihr das Gericht bei 
Beendigung der Ehe außer ihrem Anteil am gemein­
samen Vermögen auch einen Anteil an dem während 
der Ehe durch Arbeit oder mit Hilfe von Arbeitsein­
künften erworbenen Vermögen des Mannes zusprechen, 
der die Hälfte dieses Vermögens nicht übersteigt. Der 
Anspruch kann nach Ablauf eines Jahres nach Beendi­
gung der Ehe nicht mehr geltend gemacht werden und 
ist nicht übertragbar und nicht vererblich.

§ 23
Sonstige vermögensrechtliche Vereinbarungen

(1) Die Ehegatten sind berechtigt, Vereinbarungen 
vermögensrechtlicher Art miteinander zu treffen, die 
nach den Vorschriften des Zivilrechts zulässig sind.

(2) Vereinbarungen zwischen Ehegatten, die gegen 
den Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und 
Frau verstoßen, sind nichtig. Insbesondere ist nichtig 
eine Vereinbarung, durch welche ein Ehegatte

1. dem anderen Ehegatten eine allgemeine und zeit­
lich unbeschränkte Ermächtigung zur Verfügung 
über sein Vermögen oder das gemeinschaftliche 
Vermögen erteilt;

2. die Verwaltung oder Nutzung seines Vermögens 
oder des gemeinschaftlichen Vermögens dem an­
deren Ehegatten in der Weise überläßt, daß er 
auf das Recht zur Erteilung von Weisungen für 
die Ausübung der Verwaltung oder Nutzung oder 
auf das Recht zum jederzeitigen Widerruf einer 
solchen Vereinbarung und einer etwa erteilten 
Vollmacht verzichtet, y

3. Kapitel: Die Beendigung der Ehe

§ 24
Eine Ehe wird beendet, wenn

1. ein Ehegatte stirbt,
2. ein Ehegatte für tot erklärt wird,
3. die Nichtigkeit der Ehe gerichtlich festgestellt wird 

oder
4. die Ehe geschieden wird. 1

1. Abschnitt: Auflösung der Ehe durch Todes­
erklärung

§ 25 
Grundsatz

Wird einer der Ehegatten für tot erklärt, so wird die 
Ehe mit der Rechtskraft der Todeserklärung aufgelöst. 
Diese Wirkung tritt auch dann ein, wenn der für tot 
Erklärte im- Zeitpunkt der Todeserklärung noch gelebt 
hat.

§ 26
Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung

(1) Lebt der für tot erklärte Ehegatte noch und hat 
der andere eine neue Ehe geschlossen, so können beide 
Ehegatten der früheren Ehe gemeinsam die Scheidung 
der neuen Ehe begehren mit der Wirkung, daß mit 
Eintritt der Rechtskraft des Scheidungsurteils die 
frühere Ehe erneut entsteht.

(2) Kannte der andere Ehegatte bei der Todeserklä­
rung deren Unrichtigkeit, so kann die Scheidung der 
zweiten Ehe nicht verlangt werden.

(3) Eine Klage nach Abs. 1 kann nur innerhalb eines 
Jahres erhoben werden. Die Frist beginnt für beide 
Ehegatten mit dem Zeitpunkt, in dem der für tot er­
klärte Ehegatte von der Wiederverheiratung des ande­
ren Ehegatten Kenntnis erlangt, oder mit dem Zeit­
punkt, in dem der andere Ehegatte Kenntnis davon 
erlangt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch lebt, 
falls dieser Zeitpunkt später liegt.

2. Abschnitt: Nichtigkeit der Ehe
§ 27

(1) Eine Ehe ist nichtig, wenn sie entgegen einem 
Eheverbot (§ 7) geschlossen worden ist.

(2) Die Nichtigkeit kann nur im Wege der Nichtig­
keitsklage geltend gemacht werden. Die Klage kann 
erhoben werden:

1. vom Staatsanwalt,
2. von jedem der Ehegatten,
3. im Falle des § 7 Ziff. 1 auch von den Ehegatten der 

früheren Ehe.
(3) Ist die Ehe durch den Tod eines Ehegatten oder 

aus einem anderen Grunde bereits aufgelöst, so kann 
die Nichtigkeitsklage nur noch vom Staatsanwalt er­
hoben werden.

§ 28
(1) Ein Kind aus einer nichtigen Ehe gilt als ehelich, 

wenn es im Falle der Gültigkeit der Ehe ehelich wäre.
(2) Wegen des Unterhalts für die Zukunft sind die 

für den Fall der Scheidung der Ehe geltenden Vor­
schriften (§§ 32 bis 34) entsprechend anzuwenden, doch 
hat der Ehegatte, der den Nichtigkeitsgrund bei der 
Eheschließung gekannt hat, keinen Anspruch auf Un­
terhalt.

3. Abschnitt: Scheidung der Ehe
§ 29

(1) Eine Ehe kann nur geschieden werden, wenn 
ernstliche Gründe hierfür vorliegen und wenn das Ge­
richt durch eine eingehende Untersuchung festgestellt 
hat, daß die Ehe ihren Sinn für die Eheleute, für die 
Kinder und für die Gesellschaft verloren hat. Die eine 
Scheidung rechtfertigenden Umstände können auch vor 
der Eheschließung eingetreten sein.

(2) Unter diesen Voraussetzungen kann das Gericht 
durch Urteil die Ehe scheiden:

1. Auf übereinstimmende Anträge beider Ehegatten; 
sind minderjährige Kinder vorhanden, so haben die 
Eheleute dem Gericht einen gemeinsamen Vorschlag 
zur Regelung der elterlichen Sorge vorzulegen, die 
das Wohl der Kinder sichert;

2. auf den Antrag eines Ehegatten, auch gegen den 
Widerspruch des anderen, wenn die Folgen der 
Scheidung für den anderen Teil keine unzumutbare 
Härte bedeuten und auch das Wohl der minderjäh­
rigen Kinder einer Scheidung nicht entgegensteht.

§ 30
Entscheidung über das Sorgerecht

(1) In dem Scheidungsurteil bestimmt das Gericht, 
welchem Ehegatten die elterliche Sorge für die Kinder 
zu übertragen ist und von wem und in welcher Höhe 
der Unterhalt der Kinder zu leisten ist.

(2) Das Gericht trifft die Entscheidung nach Anhörung 
des Rates des Kreises. Dieser hat vor der Anhörung 
eingehende Ermittlungen vorzunehmen, die sich insbe­
sondere auf die Verhältnisse bei beiden Elternteilen, auf 
ihre erzieherischen Fähigkeiten und das Verhältnis des 
Kindes zu dem Vater und der Mutter erstrecken sollten.
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